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In den Statements verschiedener Be-
triebsratsvorsitzender aus Metallbuden 

wie Audi, ZF, Continental, MAN wird 
auf „Arbeitsplätze sichern, Qualifizierung 
fördern“ orientiert.  Gefeiert wird damit ein 
„Vertrag for Future“, der mit Ministerprä-
sident Söder, Managern und Betriebsräten 
aus der bayerischen Autoindustrie verein-
bart wurde. (Metallzeitung Jan./Feb. 2020, 
Seite 29) Söder will dafür 300 Millionen 
Euro locker machen.

Ist das der Leim, auf den sie uns zum 
Beginn dieser Tarifrunde locken wollen? 

Über dem Deal hängt der große Hammer 
„Transformation“. Wie der aussieht, ha-
ben die Unternehmer in den vergangenen 
Wochen gezeigt: Daimler droht mit Lohn-
kürzung, BMW macht das schon bei den 
Angestellten, Audi baut 9.000 Stellen ab 
usw. Der Vorsitzende des Unternehmer-
verbandes Südwestmetall, Stefan Wolf, hält 
eine Nullrunde für angemessen. (Handels-
blatt, 16. Januar 2020)

Es ist Zeit, dass sich die IG Metall mal 
wieder kämpferisch zeigt in dieser Tarif-
runde. Eine handfeste Lohnforderung 

muss aufgestellt werden! Das ist abre-
chenbar, das vereint die Beschäftigten in 
gemeinsamen Aktionen. Das stärkt die IG 
Metall insgesamt, wenn es gegen Arbeits-
platzabbau geht oder um Qualifizierung. 
Umgekehrt geht es nicht! Nämlich gleich 
auf Lohn zu verzichten, eine niedere Lohn-
forderung aufzustellen, um das eine oder 
andere Zugeständnis bei den sog. weichen 
Forderungen zu bekommen.

Es ist Zeit, dass sich die IG Metall in dieser Tarifrunde mal wieder kämpferisch zeigt.

Eine handfeste Lohnforderung muss aufgestellt werden!

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 2 ´
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Vom vergangenen Gewerkschaftstag im 
Oktober 2019 meldeten die bürgerlichen 
Medien besorgt kämpferische Töne aus 
den Reihen der Delegierten. „Der Feind 
sitzt auf der anderen Seite“, sagte z.B. 
Herta  Everwien, scheidendes ehrenamt-

´Fortsetzung von Seite 2

Eine handfeste Lohnforderung muss aufgestellt werden!

Gleichzeitig mit der Tarifrunde finden in den Betrieben Vertrauensleutewahlen statt. Die Vertrauensleute sind nicht die Wasserträger 
des Betriebsrates, wie das oft zu sehen ist. Vielmehr sollen sie für die Betriebsräte das gewerkschaftliche Gewissen sein, was die 

oft vergessen. Und sie sollen die Kollegen in ihrem Bereich zu den gewerkschaftlichen Zielen organisieren. D.h. aktuell, mit ihnen die 
Tarifforderung diskutieren.
Eine Wahlempfehlung: Wählt nicht diejenigen, die dem Meister oder Vorgesetzten nach dem Mund reden oder sich vor dem Streik 
drücken. 

liches Vorstandsmitglied der IG Metall. 
„Dem Arbeitgeber gegenüber, dem Feind 
gegenüber, müssen wir stark sein.“ (Die 
Welt, 12. Oktober 2019)

Mal was Erfrischendes.                    nkrn  

Tarifkalender
4.2. Empfehlung des Vorstandes

20.2. Tarifkommissionen beschließen

26.2.
Bekanntgabe der Forderungen 
durch den Vorstand

17.3.
erste Verhandlungen 
mit den Unternehmerverbänden

29.4. ab 0 Uhr: Warnstreiks!

Die 35-Stunden-Woche im Osten soll 
jetzt Betrieb für Betrieb erkämpft 

werden (Auf Draht berichtete in den letz-
ten Ausgaben). Wie der IGM-Vorstand 
am 11. Dezember 2019 in einer Presseer-
klärung offiziell mitgeteilt hat, sollen die 
Tarifkommissionen das in den nächsten 
Wochen beschließen. „Nach einem ein-
einhalbjährigen Verhandlungsprozess 
und insgesamt elf Verhandlungstagen“ 
mit dem Kapitalverband Gesamtmetall 
und den Ost-Kapitalverbänden haben 

die IGM-Verhandlungskommissionen 
von Berlin-Brandenburg-Sachsen die 
Gespräche abgebrochen. Dazu hat der 
zuständige IGM-Bezirksleiter Höbel u. a. 
festgestellt, dass viel „Zeit und Energie in-
vestiert“ wurde und er „maßlos enttäuscht 
über die Haltung der Arbeitgeber“ ist. 
Kollege Höbel vergisst hierbei allerdings, 
dass diese „Haltung“ auf das Konto der 
IGM-Führung geht. Wer sich eineinhalb 
Jahre hinhalten und demütigen lässt, statt 
die ganze IGM zu mobilisieren, animiert 

den Gegner geradezu, immer dreister zu 
werden. Das Ergebnis davon sind die 
vom Bezirksleiter erläuterten Angriffe des 
Kapitals: „Gesamtmetall will die Schutz-
funktion des Tarifvertrages deregulieren 
und die Verantwortung den Betriebsräten 
aufbürden, bis hin zum Eingriff in beste-
hende Entgelttabellen. Der Vorschlag von 
Gesamtmetall beinhaltet den Angriff auf 
bestehende Erholungspausen, im Schicht-
betrieb bis hin zur völligen Abschaffung. 
Im Bereich der Kostenkompensation sol- 

Es gibt keine gemeinsamen Interessen von Kapital und Arbeit. Sie stehen sich unversöhnlich gegenüber. 
Das ist die gesellschaftliche Realität.

„Häuserkampf“ statt gemeinsamer Kampf und Streik
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len die Kosten für die Arbeitszeitverkür-
zung entgegen aller Verhandlungsstände 
in vollem Umfang von den Beschäftigten 
alleine getragen werden. Eine massive Aus-
weitung der Arbeitszeitflexibilität täglich, 
wöchentlich und monatlich mit massiver 
Ausweitung zur 40-Stunden-Woche soll 
durchgesetzt werden.

Vielleicht führen die Angriffe des Kapi-
tals in den Gewerkschaften und ebenso 
in den Betriebsbelegschaften dazu, sich in 
Erinnerung zu rufen: Es gibt keine gemein-
samen Interessen von Kapital und Arbeit. 
Sie stehen sich unversöhnlich gegenüber. 
Das ist die gesellschaftliche Realität.

Die Kapitalisten haben kein Interesse 
daran, die nach wie vor vorhandene Spal-
tung zwischen Ost und West aufzuheben. 
Ihre Absicht ist die Aufrechterhaltung der 
Spaltung und damit Schwächung unserer 
Klasse und unserer gewerkschaftlichen 
Kampfkraft. Um dem entgegenzutreten, 

wurde auf dem IGM-Gewerkschaftstag im 
Oktober 2019 eine Kampagne beantragt, 
mit der die gesamte IGM für die Durch-
setzung der 35-Stunden-Woche im Osten 
mobilisiert wird (siehe auch Auf Draht 
vom September 2019). Und hierbei ging 
und geht es nicht nur um die kurzfristige 
Durchsetzung der 35-Stunden-Woche, 
sondern wie ebenso in sechs Anträgen 
an den Gewerkschaftstag gefordert: 
Um den gewerkschaftlichen Kampf für 
die Aufhebung der Spaltung zwischen 
Ost und West. Für die Angleichung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen an 
Westniveau, für gleiche Rechte in Betrieb 
und Gesellschaft! Das ist, wie jetzt von 
IGM-Vorstand und Bezirksleitung Berlin-
Brandenburg-Sachsen geplant, mit „Häu-
serkampf“, nicht durchzusetzen. Bei dieser 
„Kampftaktik“ steht jede Belegschaft den 
Kapital-Forderungen und Angriffen allein 
gegenüber. Hierbei ist der Flickenteppich, 

dass in jedem Betrieb etwas anderes, eine 
andere Arbeitszeit gilt, vorprogrammiert. 
Dagegen steht nach wie vor die Mobilisie-
rung und der Kampfauftrag für die gesamte 
IG Metall. Keine Frage, das muss von den 
Belegschaften aus den Betrieben heraus 
in Ost und West gemeinsam organisiert 
werden. Wie so etwas gemacht wird, füh-
ren uns unsere französischen Kolleginnen 
und Kollegen sozusagen als Beispiel seit 
Wochen vor! Dazu gehört, wie u. a. von der 
IGM-Geschäftsstelle Ingolstadt auf dem 
Gewerkschaftstag gefordert, der politi- 
sche Streik. Und dafür müssen in so vielen 
Betrieben wie möglich die Hebel runter 
gehen. Dann werden wir schnell sehen und 
hören, wieviel Gesprächsbedarf die Kapita- 
listen von Gesamtmetall noch haben. Da-
rüber in Betrieb und Gewerkschaft nicht 
nur nachzudenken, sondern entsprechend 
zu handeln, ist notwendig und längst über-
fällig.                                                   nL.J.

	 ❏ Ich will die  gerne regelmäßig bekommen – bitte schickt mir immer die neue Ausgabe!
	 ❏ Ich will die DKP kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
	 ❏ Ich will die Gruppe KAZ kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
	 	

	
	 Vorname und Name								        Tel.:

	 Straße, Postleitzahl und Wohnort							       eMail:

Bitte einsenden an: Auf Draht=c/o Jörg Högemann=Kellerstr. 28=81667 München
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Auf der Firmentafel des Siemens-„Lego- 
land“-Komplexes in Neuperlach-Süd 

erscheint der Name Atos. Kein Zufall, 
dass der französische IT-Konzern auf dem 
Gelände zu finden ist, wo auch Siemens 
München seinen größten Standort hat. 
Hier wird deutsch-französisches Bigdata 
betrieben! 

Zuerst die französische Seite. Der neue 
EU-Kommissar für den Binnenmarkt 
heißt Thierry Breton. Als Absolvent einer 
Eliteuni legte er eine steile Karriere hin. 
Er privatisierte die französische Telekom 
und war Superminister für Wirtschaft und 
Finanzen, um dann den Atos-Konzern zu 
leiten. Mit dem damaligen Banker Mac-
ron (!) fusionierte er 2011 die IT-Sparte 
von Siemens (SIS) zum französischen IT-
Leitkonzern Atos. In der Folge stieg Atos 
zu einem der größten IT-Dienstleister in 
der EU und weltweit auf. Siemens wurde 
mit über 10 Prozent der größte Aktionär. 
(Siehe Kasten Atos)

Den deutschen Konzernen voran geht 
SAP, um die deutsche und die EU-Wirt-
schaft im Digitalbereich gegen die Konkur-
renz in den USA und China in Stellung zu 
bringen. SAP ist nach Börsenwert von 100 
Mrd. Euro der größte deutsche Konzern 
und der viertgrößte Softwarekonzern welt-
weit. Auf der Siemens-Hauptversammlung 
2018 wurde der SAP-Mann Snabe in den 
Aufsichtsratsvorsitz gehoben. (Nathalie 

Im Neuperlacher Siemens-Gelände ist die Zusammenarbeit des deutschen und französischen Imperia-
lismus auf der Firmentafel zu entdecken. 

Die Digitale Transformation hat Name und Anschrift

von Siemens, die derzeitige Erbenspreche-
rin, verzichtete überraschend bis auf weite-
res auf den traditionell vom Familienchef 
eingenommenen Vorsitz im Aufsichtsrat.)

Siemens ist Weltmarktführer in Maschi-
nensteuerung. Der Konzern ist auf dem 
Weg, seine Entwicklungs- und Produk-
tionsplattform „Mindsphere“ zum welt-
weiten Industriestandard zu machen, also 
ein „Windows“ für die Produktion. Diese 
Plattform soll dominant werden für den 
Maschinenbau und für die Autoindustrie.

Atos, Siemens, SAP sind vielfach ver-
knüpft, hinein bis in die EU-Kommission, 
hinein bis in den Staat über „Industrie 
4.0“. (Siehe Kasten) Und wir können 
sehen, wie die Monopolkapitalisten die 
sog. Digitale Transformation steuern. Die 
deutsche Autoindustrie könnte bei dieser 
Neuaufstellung der Monopolkonzerne ihre 
Leitfunktion verlieren.

Was bedeutet das für die abhängig 
Beschäftigten in den Büros? Die IT- ge-
triebene Rationalisierung trifft nicht nur 
die Industriearbeiter. Der Angriff der 
Unternehmer auf den tariflich geregelten 
Normalarbeitstag, die sog. Flexibilisie-
rung, wird auch dort Folgen haben, wo 
„Digitalisierung“ umgesetzt wird. Da heißt 
es, die schwache gewerkschaftlichen Or-
ganisierung zu überwinden. Hinein in die 
Gewerkschaft!                                        nkrn     

Atos: Das französische IT-Monopol hat 
110.000 Beschäftigte in 73 Ländern. Atos 
war z.B. bei den Olympischen Spielen 2014 
und 2016 an der IT-Unterstützung beteiligt. 
An der „Cloud Plattform für Industrie und 
Wissenschaft“ sind u.a. beteiligt CERN (For-
schung), ESA (die europäische NASA, also 
Rüstung), Orange (Telekommunikation), 
SAP – letztere mit 900.000 Usern. 

Bigdata: Die Erfassung und schnelle Verar-
beitung großer Datenmengen. Ein schnelles 
Internet (5G!) ist Voraussetzung, sie weltweit 
in Echtzeit verfügbar zu machen. Die sog. 
Künstliche Intelligenz sind Rechenvorschriften 
für Bigdata. (Aber beliebig große Datenmen-
gen zu verarbeiten heißt nicht, irgendetwas 
zu verstehen.)

Industrie 4.0: Dabei sind außer Siemens 
und SAP vor allem die Telekom und Bosch. 
Die vier hatten mit dem staatlichen Fraun-
hofer-Institut die Leitung des Staatsprojekts 
„Industrie 4.0“ übernommen, unter Vorsitz 
des früheren SAP-Vorstandssprechers Hen-
ning Kagermann. In den Kuratorien sitzen 
u.a. Stefan Quandt von BMW, Vertreter des 
Allensbacher Instituts für Meinungsforschung 
(!), Ministeriumssprecher und nicht zuletzt 
Jörg Hofmann von der IG Metall (Ja, das 
muss sein! Er hat die Aufgabe, die sog. Trans-
formation „fair“ rüber zu bringen.)   

Steuerungszentrale der Fabrik der Zukunft



528.1.2020

Kurz     bündig&
Kaeser ziehts durch! Für Siemens lächerlich 
ist der Auftrag aus Australien, die Technik für 
eine Bahnstrecke zu liefern. Er beträgt keine 
20 Millionen Euro. Da soll Kohle transportiert 
werden, Umweltschützer protestieren dage-
gen, im brennenden Australien wie auch 
vor der Siemens-Zentrale in München. Der 
Adressat ist goldrichtig! Monopolisten wie 
Siemens bestimmen, was energiepolitisch zu 
machen ist und was nicht. Aus dem Vertrag 
auszusteigen, das könnte Kaeser aus der 
Portokasse zahlen. Aber da sollen wohl keine 
Begehrlichkeiten geweckt werden. Denn was 
kommt als nächste Forderung? Enteignung?

 
Weihnachtsfeier statt Betriebsversammlung 
bei BMW. Vom Münchner Werk berichten 
Kollegen, dass die Betriebsversammlung 
im Dezember praktisch ausgefallen ist. Der 
Saal war schon vollgestellt mit Tischen für die 
Weihnachtsfeier. Ein Großteil der  Kollegen 
gingen zurück an den Arbeitsplatz. Kollegen, 
euch stehen vier Betriebsversammlungen im 
Jahr zu, die Zeit muss bezahlt werden! Auch 
wenn ihr die zwei Stunden zum Chillen nutzt.

„Kleine Kurzarbeit“ sagen die Kolleginnen 
und Kollegen der MAN zur Verlängerung 
aller Werksferien um je zwei Wochen, d.h. 
Weihnachten, Ostern, Pfingsten, Sommer. 
Denn richtige Kurzarbeit ist schlecht für die 
Aktien, denken  die Manager. Die Aufträge 
sind um 30 Prozent eingebrochen. Eine 
Schicht fällt aus, die Arbeit wird aufgeteilt auf 
die andere Schicht. Und 230 der 500 Leih-
arbeiter wurden abgemeldet. So geht also 
Unternehmerrisiko: der Auftragsrückgang 
wird auf die Leiharbeiter und die Zeitkonten 
der Kollegen abgewälzt!

Wir kennen die Kolleginnen und Kollegen als freundliche Buchverkäufer. Doch 
sie können auch anders! Sie streikten am 12. Dezember 2019 ganztätig in 

München (Foto Rotkreuzplatz), in Ingolstadt und Hannover. Seit 2017 wird ihnen ein 
Tarifvertrag vorenthalten. Die nächste Verhandlung ist am 4. März, begleitend dazu 
werden Streiks im Februar vorbereitet. 
Weiteres im Infoblog: www.hugendubel-verdi.de

Gruppenabende der DKP

Gruppe Süd-Ost Olga Benario
5. Februar l 19 Uhr

Thema: Tarifrunde der IG Metall

Gruppe Nord-West Egelhofer
12. Februar l 19 Uhr

Thema: Kommunisten und der Kampf um 
Frieden (Bildungszeitung der DKP)

Gruppe Süd-Ost Olga Benario
19. Februar l 19 Uhr

Thema: Das Großmanöver „Defender 
2020“ und die Bundeswehr

Gruppe Nord-West Egelhofer
26. Februar l 19 Uhr

Thema: Kommunalwahl und Bürgerbegeh-
ren „Mietenstopp“

KommTreff l Holzapfelstr. 3 l 80339 München
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Die Bundesregierung hat entschieden, 
dass ab dem 1. Januar 2021 ein CO2-

Preis von 25 Euro pro Tonne erhoben 
wird. Bis 2025 soll dieser dann auf 55 Euro 
ansteigen. Damit sollen die Menschen 
angehalten werden, entweder weniger mit 
dem Auto zu fahren bzw. sich ein teures 
Elektroauto anzuschaffen. Für viele Men-
schen, besonders für die arbeitende Bevöl-
kerung, die nicht in den Großstädten lebt, 
und das ist immerhin ein erheblicher Teil 
der Arbeiterklasse, stellt sich die Frage aber 
gar nicht. Sie sind, mangels Alternativen, 
auf den privaten PKW angewiesen. 

Wir Kommunisten haben absolut nichts 
gegen eine Reduktion der Luftverschmut-
zung in unserer Atemluft, ganz im Ge-
genteil. Aber die Besteuerung von CO2 

ist der falsche Weg. Statt einer Steuer, die 
besonders die arbeitenden Menschen, vor 
allem die schwachen Einkommen, stark 
belastet, müssen sinnvolle Alternativen 
zum privaten Individualverkehr kosten-
günstig und flächendeckend bereitgestellt 
werden. Bus, Bahn und andere öffentliche 
Verkehrsmittel müssen massiv ausgebaut 
werden. 

In Luxemburg geht man diesen Weg. 
„Es ist inzwischen fast jeden Morgen 
das Gleiche: Das kleine Großherzogtum 
erstickt regelrecht im Stau. Im reichsten 
Land Europas kann man sich vor allem auf 
den Straßen rund um die Hauptstadt kaum 
noch fortbewegen. Luxemburg gehört zu 
den vier Ländern der Welt mit der höchsten 
Autodichte pro Einwohner.

Damit die Autos morgens auch mal ste-
hen gelassen werden, lässt Luxemburg bald 
seine Busse, Bahnen und Trams kostenlos 
fahren. (…) Es ist tatsächlich ein Anfang 
hin zu einer echten Verkehrswende, stellt 
auch Benny Mantin fest. Der Kanadier ist 
Verkehrswissenschaftler an der Universität 
von Luxemburg. Aber er sagt auch, es solle 
jetzt niemand davon ausgehen, dass von 
einem Tag auf den anderen, also ab dem 
1. März, plötzlich die Busse und Bahnen 
in Luxemburg aus allen Nähten platzen. 
Es brauche nämlich mehr, damit alle ihre 
Autos auch wirklich stehen lassen.

„Ein Punkt ist der Preis, den schieben 
wir jetzt auf Null“, sagt Mantin. „Aber es 
ist eben nicht nur der Preis entscheidend, 
sondern auch noch: Wie lange brauche 

ich, wie oft werden die Verbindungen an-
geboten, und wie bequem reise ich? Muss 
ich zum Beispiel umsteigen?“ (…) Lu-
xemburgs Ampelkoalition aus Liberalen, 
Grünen und Sozialdemokraten versucht, 
genau das umzusetzen. Sie hat ein riesiges 
Investitionsprojekt aufgesetzt. Allein in die 
Züge sollen in den nächsten Jahren 600 
Euro pro Einwohner Luxemburgs fließen. 
Das ist fast doppelt so viel, wie sich das 
bisherige Musterland Schweiz seine Züge 
kosten lässt, und gleich acht Mal so viel 
wie Deutschland bereit ist, für die Schiene 
auszugeben.“  (Deutschlandfunk, 2. Januar 
2020)

Von einer echten Wende in der Ver-
kehrspolitik, wie in Luxemburg, die den 
öffentlichen Personenverkehr in den Mit-
telpunkt stellt, ist die deutsche Bundesre-
gierung noch weit entfernt. Was von den 
Automobilkapitalisten und der Bundesre-
gierung als angebliche Mobilitätswende 
ausgegeben wird, ist nichts anderes als die 
Elektrifizierung des Individualverkehrs. 
Der private PKW, als Fortbewegungsmit-
tel Nummer eins, soll auch weiterhin im 
Mittelpunkt stehen. Damit bedient die 

Von einer echten Wende in der Verkehrspolitik ist die Bundesregierung meilenweit entfernt. Stattdessen 
betreiben Merkel&Co. Klimaschutz auf unsere Kosten.

Klimaschutz auf Kosten der arbeitenden Menschen

Der Irrsinn des Individualverkehrs ist täglich zu beobachten: Hier in München Innenstadt
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Regierung vor allem die Profitinteressen 
der großen Automobilkonzerne, die ganz 
und gar kein Interesse an einem gut aus-
gebauten und kostengünstigen oder sogar 
kostenlosen öffentlichen Personenverkehr 
haben. 

Aber nicht nur das Autofahren wird 
durch die beschlossene CO2-Steuer künf- 
tig teurer. Auch die Preise für Heizöl 
und Erdgas werden steigen. Ebenso die 
Stromkosten, was die Behauptung der 
Bundesregierung, die arbeitende Bevölke-
rung durch eine Senkung der EEG-Umlage 
zu entlasten, widerlegt. Tatsächlich steigt 
die EEG-Umlage, und bereits zum Jahres-
wechsel haben die meisten Stromerzeuger 
in Bayern ihre Preise um durchschnittlich 
5,5 Prozent erhöht.  Und weitere Preiser-
höhungen stehen uns wohl im Laufe des 
Jahres noch bevor. (Computerbild, 9. Janu-
ar 2020) Steigende Heizkosten verteuern 
die Wohnkosten, und auch wenn sich die 
Hauseigentümer entschließen, eine neue 
und sparsamere Heizanlage einzubauen 
oder sonstige energetische Sanierungs-
maßnahmen durchzuführen, werden die 
Kosten dafür auf die Mieterinnen und Mie-
ter abgewälzt. (Nach § 559 BGB können 
Vermieter die Kosten für eine energetische 
Sanierung mit bis zu 8 Prozent jährlich auf 
die Miete aufschlagen.)

Auch die Erhöhung der Pendlerpauscha-
le, die einen „sozialen Ausgleich“ schaffen 
soll, ist eine Mogelpackung. Sie begünstigt 
vor allem Spitzenverdiener, die weite Ent- 

fernungen mit dem Auto zur Arbeit zu-
rücklegen. Geringverdiener, die weniger 
als 42 Kilometer zur Arbeit fahren, aber 
mangels Alternativen trotzdem auf den 
PKW angewiesen sind, werden durch die 
Erhöhung der Spritpreise belastet, ohne 
dass die Rückerstattung aus der Pend-
lerpauschale hierfür einen finanziellen 
Ausgleich schafft.

Eine Klimaschutz- und Verkehrspolitik, 
die die Arbeiterklasse mit Preissteigerun-
gen belastet und damit die eh schon in 
vielen Städten explodierenden Kosten 
für Wohnen und Miete noch weiter in die 
Höhe treibt, lehnen wir Kommunisten ab! 

Wir fordern:
•	 Der Beschluss, eine CO2-Steuer einzu- 

führen, muss zurückgenommen wer-
den!

•	 Es muss eine echte Verkehrswende 
eingeleitet werden: Weg vom Individual- 
verkehr und hin zu einem attraktiven 
und kostenfreien öffentlichen Personen-
nahverkehr.

•	 Dazu sind Milliarden-Investitionen in 
den Ausbau der öffentlichen Verkehrs-
mittel nötig. Diese Milliarden müssen 
von denjenigen geholt werden, die im 
Gegensatz zu anderen europäischen 
Ländern in Deutschland ohnehin recht 
wenig besteuert werden: Von den Super-
reichen, den Banken und Konzernen!

nma

Seit dem Inkrafttreten des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 
2000 gibt es die EEG-Umlage. Sie be-
trug im letzten Jahr rund 21 Prozent des 
Strompreises.  Diese Umlage bezahlen 
wir für die regierungsamtliche Zusage, 
den Erzeugern so genannter erneuer-
barer Energien einen festen Preis pro 
erzeugte Kilowattstunde Strom, die in das 
Stromnetz eingespeist wird, zu bezahlen, 
für einen ebenfalls zugesagten Zeitraum 
(z.B. für die nächsten 20 Jahre). Da dieser 
garantierte Einspeisepreis höher ist als 
der Strompreis, der an der Strombörse 
für den Strom zu erzielen ist, müssen 
die Stromkunden für die Differenz auf-
kommen. 
Je höher der Anteil an Strom aus Wind-
kraft-, Biogas- oder Solaranlagen am 
gesamten Stromaufkommen ist, umso 
höher steigt hierzulande der Strompreis. 
Das ist der Grund für die massiven Strom-
preiserhöhungen in diesem Jahr.
Wir finanzieren also, dass z.B. die großen 
Energiemonopole, wie RWE oder Eon, 
ihren aus Windkraft erzeugten Strom zu 
einem für die nächsten Jahre garantierten 
und überhöhten Preis in das Netz ein- 
speisen können. 
Da aber ja der „Industriestandort Deutsch- 
land“ gesichert werden muss, sind ener-
gieintensive Unternehmen von dieser 
EEG-Umlage befreit. Deren Anteil bezah-
len wir gleich noch mit.                    nma

Unter der Überschrift „Die blutigste 
Demonstration in Deutschland“ heißt 

es im DGB Newsletter EINBLICK vom 15. 
Januar 2020: „Am 13. Januar vor 100 Jah-
ren schossen Sicherheitskräfte friedliche 
Demonstranten gegen das Betriebsräte-
gesetz zusammen. 42 Menschen starben, 
Hunderte wurden verletzt.“ 

Die revolutionären Arbeiter- und Solda-
tenräte hatten 1918 Sozialisierung gefor- 
dert. Das Betriebsrätegesetz 1920 verpasste 
der Bewegung den Todesstoß. Die Sozial-
partnerschaft wurde zum Gesetz.   

Tatort war der damalige Königsplatz vor 
dem Reichstagsgebäude, heute Platz der 

Republik, Sitz des Bundestags. Weit über 
hunderttausend Arbeiterinnen und Arbei-
ter hatten streikend Fabriken, Handwerks- 
betriebe, Kraftwerke, Eisen- und Straßen-
bahnen verlassen, um gegen den Inhalt 
des Betriebsrätegesetzes zu protestieren. 
(Auszug siehe Kasten) Wie vom damali-
gen sozialdemokratischen Innenminister 
Heine und dem zuständigen Polizeikom-
mandanten bestätigt, standen sie hierbei 
der vielfach aus rechtsradikalen Freikorps 
bestehenden Sicherheitspolizei nur vier 
bis fünf Meter gegenüber. Die feuerte 
nach Erteilung des Schießbefehls mit 
Maschinengewehren und Karabinern aus 

kurzer Entfernung in die Menge und warf 
zusätzlich auch noch Handgranaten. Die 
Verantwortung dafür trug der damalige 
Kriegs- bzw. Reichswehrminister Gustav 
Noske von der SPD. Diese Regierung war, 
abgesehen von Noske, mit weiteren Mit-
gliedern der SPD besetzt. Sie stellte Reichs-
kanzler, Innen- und Arbeitsminister, dazu 
den Reichspräsidenten. Auf ihr Konto geht 
das Betriebsrätegesetz, beschlossen am 4. 
Februar 1920. Es ist mit dem hundertsten 
Jahrestag am 4. Februar 2020 der Vorläufer 
des heutigen Betriebsverfassungsgesetzes.

                                                                     nL.J. 

Statt konsequente Interessenvertretung der Beschäftigten in den Betrieben die Verpflichtung zur Sozialpartner-
schaft. Vor 100 Jahren stellte die SPD die Weichen zugunsten der Kapitalisten.

„Die blutigste Demonstration in Deutschland“

Auszug aus dem § 66 des Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920:  
„Der Betriebsrat hat die Aufgabe: in Betrieben mit wirtschaftlichen Zwecken die Betriebsleitung durch Rat zu unterstützen, um dadurch mit 
ihr für einen möglichst hohen Stand und für möglichste Wirtschaftlichkeit der Betriebsleistungen zu sorgen; in Betrieben mit wirtschaft-
lichen Zwecken an der Einführung neuer Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten; den Betrieb vor Erschütterungen zu bewahren ...“

vor 

100 Jahren



Veranstaltung der DKP

Die NATO-„Sicherheitskonferenz“

Alle gegen China! Im November 
erklärte die NATO China zum neu-
en Gegner nebem dem bisherigen 
Gegner Russland. Und gleichzeitig 
unterhalten die NATO-Staaten in-
tensive Wirtschaftsbeziehungen mit 
China. Wie geht das zusammen? 

Welche Widersprüche entwickeln sich 
hier – insbesondere auch zwischen der 

Europäischen Union unter Führung 
des deutschen Imperialismus und dem 

US-Imperialismus.

Referent: Jörg Kronauer
Journalist und Mitbetreiber von

german-foreign-policy.com

13. Februar l 19 Uhr

KommTreff l Holzapfelstr. 3 l 80339 München

Anzeige:

UMZINGELUNG
des Tagungsortes der

NATO-Kriegs-Strategen

13    STACHUS00

SA, 15. FEB.
2020

#ANTISIKO

ändernallesmuss

sich

GEGEN KRIEG

UND UMWELTZERSTÖRUNG!

Dr. Werner Ruf (Professor für Internationale Beziehungen): „Neue Macht und neue Verantwortung.“ Die Rückkehr 
Deutschlands auf die Weltbühne l Karin Leukefeld (Nahost-Korrespondentin): Regime Change, Sanktionen 
und Handelsblockaden - Teil der globalen Kriegsführung der NATO l Lühr Henken (Sprecher Bundesausschuss 

Friedensratschlag): Die Explosion der Militärausgaben Deutschlands, Feinbild Russland, Großwaffenprogram-
me und Rustüngsexporte l Jacqueline Andres (Informationsstelle Militarisierung Tübingen): „Der Krieg gegen die 
Flüchtlinge.“ Die Abschottung Deutschlands und die EU. Migrationsabwehr in Afrika

Samstag l 1. Februar l 12 bis 21 Uhr l DGB-Haus l Schwanthalerstr. 64 l 80336 München


